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Beschlussvorschlag einschl. Deckungsvorschlag, Alternative 
 
Der Stadtentwicklungsausschuss beschließt, den Entwurf zur 2. Änderung des Bebauungspla
Nr. 6150/02 für das Gebiet Heinrich-Rohlmann-Straße, Ostgrenze der Flurstücke 1003, 328 un
1411, alle Flur 8 der Gemarkung Longerich, und Hugo-Eckener-Straße in Köln-Ossendorf —
Arbeitstitel: Gewerbegebietserweiterung westlich Butzweilerhof in Köln-Oss

nes 
d 

endorf— nach § 3 
bs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) in Anwendung des beschleunigten Verfahrens nach § 13a 

r als Anlage beigefügten Begründung öffentlich auszulegen. 

lternative: 
siehe Problemstellung 
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Haushaltsmäßige Auswirkungen 

 
 
Nein  

 
ja, Kosten der Maßnah-
me 

Zuschussfähige Maßnahme 
ggf. Höhe des Zuschusses 

 
nein 

 
ja 

   Jährliche Folgekosten 
   a) Personalkosten             b) Sachkosten 

    €  % €   € € 

 
Jährliche Folgeeinnahmen (Art, Euro) Einsparungen (Euro) 
  

 
Problemstellung des Beschlussvorschlages, Begründung, ggf. Auswirkungen 
 
Im gesamten Gewerbegebiet Butzweilerhof besteht nach wie vor eine erhebliche Nachfrage 
von ansiedlungswilligen Betrieben. Um den ständig wachsenden Nachfragen von Firmen un-
terschiedlichster Größe und verschiedener Branchen gerecht zu werden, wird eine Erweite-
rung der Gewerbefläche um ca. 0,7 ha vorgesehen. Ziel der Planänderung ist, die Umwand-
lung eines bisher nicht ausgebauten Teilstücks einer öffentlichen Grünfläche mit der Zweck-
bestimmung Stellplätze für eine Bezirkssportanlage in ein Gewerbegebiet, da die vorhandene 
Stellplatzanlage zur Deckung des Stellplatzbedarfes ausreicht und somit auf die potenzielle 
Erweiterungsfläche verzichtet werden kann. Außerdem ist eine Erhöhung der Ausnutzungs-
ziffern innerhalb des Gewerbegebietes vorgesehen. 
 
Die in ein Gewerbegebiet umzuwandelnde Fläche wurde bis vor zwei Jahren noch landwirt-
schaftlich genutzt und liegt zurzeit brach. 
 
Für die Planung wird das beschleunigte Verfahren nach § 13a BauGB angewendet. Der Ein-
leitungsbeschluss wurde vom Stadtentwicklungsausschuss am 11.09.2008 einstimmig ge-
fasst.  
 
Anstelle der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung wurde am 27.09.2008 bekannt gemacht, 
dass sich die Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen 
Auswirkungen der Planung vom 02. bis 17.10.2008 beim Stadtplanungsamt informieren 
kann. Im Rahmen der Unterrichtung der Öffentlichkeit ist eine Stellungnahme abgeben wor-
den. Der Inhalt der Stellungnahme sowie die Berücksichtigung im Bauleitplanverfahren sind 
in Anlage 2 dargestellt. 
 
Die Verwaltung schlägt vor, als nächsten Schritt die Offenlage des Planentwurfes nach § 3 
Abs. 2 BauGB durchzuführen. 
 
 
Alternativen: 
 
Zum Erreichen des Planungsziels bieten sich keine besseren Alternativen an. 
 
Finanzielle Alternativen mussten nicht geprüft werden, da durch den Verkauf zusätzlicher 
Gewerbeflächen ein Erlös erwartet werden kann. 
 
 
Weitere Erläuterungen, Pläne, Übersichten siehe Anlage(n) Nr. 1 - 4 
 
Anlagen  
1. Übersichtsplan 
2. Einstellung der Stellungnahmen 
3. Begründung nach § 3 Abs. 2 BauGB 
4. Bebauungsplanentwurf (Verkleinerung) 
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Auflistung der während der Unterrichtung der Öffentlichkeit eingegangen  
Stellungnahmen und deren Einstellung in das Bebauungsplanverfahren 
 
 
Im Amtsblatt der Stadt Köln vom 24.09.2008 wurde bekannt gemacht, dass sich die Öf-
fentlichkeit vom 02. bis 17.10.2008 über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die we-
sentlichen Auswirkungen der Planung beim Stadtplanungsamt informieren kann. Im Rah-
men der Unterrichtung der Öffentlichkeit ist eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt ab-
geben worden: 
 
Inhalt der Stellungnahmen  Berücksichtigung im weiteren Verfahren 

Umwandlung von Stellplätzen der  
Bezirkssportanlage in Gewerbeflächen 
 
Es wird befürchtet, dass im Rahmen der 
Änderung des Bebauungsplanes die ge-
samten Stellplätze der Bezirkssportanlage 
in Gewerbeflächen umgewandelt werden. 
Somit würde den Sportlern und Sportlerin-
nen die Möglichkeit genommen, ihre Fahr-
zeuge in der unmittelbaren Nähe der Be-
zirkssportanlage abzustellen. Die Ausübung 
des Vereinssports wäre erheblich einge-
schränkt, zumal mehrere Vereine neben 
dem Breitensport auch Leistungssport 
betreiben, so dass auch für die Gastvereine 
und die Zuschauer Stellplätze bereitgestellt 
werden müssen. 
 

 
 
 
Wird teilweise berücksichtigt, da lediglich der 
bisher nicht ausgebaute Teil der Stellplatz-
anlage mit Gewerbegebiet überplant wird. 
Somit bleibt die Stellplatzsituation auch nach 
der Änderung des Bebauungsplanes unver-
ändert bestehen. 
 
Im Rahmen des kürzlich erfolgten Ausbaus 
der Heinrich-Rohlmann-Straße wurde auf der 
Westseite ein Längsparkstreifen eingerichtet.
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Begründung nach § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB)  

zum Entwurf der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 6150/02; 
Arbeitstitel:  Gewerbegebietserweiterung westlich Butzweilerhof  
   in Köln-Ossendorf 

 
 
 
1. Anlass und Ziel der Planung 
 
1.1 Anlass der Planung 
 
Im gesamten Gewerbegebiet Butzweilerhof besteht nach wie vor eine erhebliche Nachfra-
ge von ansiedlungswilligen Betrieben. Um die ständig waschende Nachfrage von Firmen 
unterschiedlichster Größen und verschiedener Branchen gerecht zu werden, wird eine Er-
weiterung der Gewerbefläche um ca. 0,7 ha vorgesehen. 
 
1.2 Ziel der Planung 
 
Ziel der Planänderung ist, die Umwandlung eines bisher nicht ausgebauten Teilstücks ei-
ner öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung (Stellplätze für eine Bezirkssportan-
lage) in ein Gewerbegebiet sowie die Erhöhung der Ausnutzungsziffern innerhalb des Ge-
werbegebietes. 
 
 
2. Erläuterungen zum Plangebiet 
 
2.1 Abgrenzung des Änderungsbereiches 
 
Das Änderungsgebiet umfasst die Flächen östlich der Heinrich-Rohlmann-Straße im Be-
reich der Bezirkssportanlage Bocklemünd. 
 
2.2 Vorhandene Struktur  
 
Mit dem Ausbau der Bezirkssportanlage wurde im südlichen Änderungsbereich nordöstlich 
der Kreuzung Hugo-Eckener-Straße/Heinrich-Rohlmann-Straße eine ca. 0,8 ha große 
Stellplatzanlage verwirklicht. Im nördlichen Änderungsbereich wurde bereits ein Gewerbe-
trieb angesiedelt. Die Fläche zwischen der Stellplatzanlage und dem Gewerbebetrieb wur-
de bis vor zwei Jahren landwirtschaftlich genutzt. 
 
2.3 Erschließung 
 
Die Erschließung ist durch die Heinrich-Rohlmann-Straße gewährleistet. 
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2.4 Planungsrechtliche Situation 
 
Im bestehenden Bebauungsplan ist für den nördlichen Bereich ein Gewerbegebiet (GE) 
mit einer Grundflächenzahl (GRZ) von 0,6 und einer Geschossflächenzahl von (GFZ) von 
1,8 sowie mit einer VI-geschossigen Bebauung festgesetzt. Für den südlichen Bereich ist 
eine öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung Stellplätze für die Bezirkssportanla-
ge ausgewiesen. 
 
 
3. Planungsvorgaben 
 
3.1 Flächennutzungsplan (FNP) 
 
Im FNP der Stadt Köln ist für den nördlichen Bereich Gewerbegebiet und für den südlichen 
Bereich Grünfläche dargestellt. Eine FNP-Änderung erfolgt aufgrund des beschleunigten 
Verfahrens nach § 13a Abs. 2 Satz 2 BauGB im Wege einer Anpassung. 
 
3.2 Landschaftsplan 
 
Der Landschaftsplan trifft für den Bereich der Änderung keine Festsetzungen. 
 
3.3  Anwendung des beschleunigten Verfahrens 
 
Da der Bebauungsplan der Innenentwicklung dient und weniger als 20 000 m² Grundflä-
che betroffen sind, wird das beschleunigte Verfahren gemäß § 13a BauGB angewendet. 
Der Einleitungsbeschluss wurde vom Stadtentwicklungsausschuss am 11.09.2008 ge-
fasst, die Bekanntmachung erfolgte am 27.09.2008. 
 
 
4. Begründung der Planinhalte  
 
4.1 Erschließung  
 
Die Erschließung bleibt gegenüber dem bestehenden Bebauungsplan unverändert. Inner-
halb der festgesetzten Verkehrsfläche wurde auf der Westseite der Heinrich-Rohlmann-
Straße eine Längsparkspur ausgebaut. 
 
4.2 Art der baulichen Nutzung  
 
Im Rahmen der Aufstellung des ursprünglichen Bebauungsplanes wurde die öffentliche 
Grünfläche mit der Zweckbestimmung Stellplätze für die Bezirkssportanlage überdimensi-
oniert und daher nur teilweise ausgebaut. Da diese Bezirkssportanlage schon über 30 
Jahre betrieben wird, ohne dass es mit Ausnahme von Sonderveranstaltungen zu Park-
raumproblemen gekommen ist, wird der bisher nicht ausbaute Bereich der öffentlichen 
Grünfläche als Gewerbegebiet festgesetzt, um den Bedarf an Gewerbeflächen zu decken. 
 
4.3 Maß der baulichen Nutzung 
 
Die GRZ wird von 0,6 auf 0,8 und die GFZ von 1,8 auf 2,4 erhöht und somit den Ober-
grenzen gemäß § 17 Abs. 1 Baunutzungsverordnung (BauNVO) angepasst. Mit der Fest-
setzung der maximal zulässigen Grund- und Geschossflächenzahl wird dem Grundsatz 
des § 1 Abs. 5 BauGB Rechnung getragen (sparsamer Umgang mit Grund und Boden) 
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und ein Höchstmaß an flächensparender und wirtschaftlicher Erschließung ermöglicht, um 
einer Zersiedelung in anderen Bereichen entgegenzuwirken. Die bisher festgesetzte bis zu 
maximal VI-geschossige Bebauung wird unverändert übernommen. 
 
4.4 Bauweise 
 
Auf den Gewerbeflächen sollen kleinere und mittlere Unternehmen angesiedelt werden. 
Um auch Hallen mit einer Länge von mehr als 50 m zu ermöglichen, wird auf die Festset-
zung der Bauweise verzichtet. Alle unbebauten Grundstücke sind im städtischen Eigen-
tum, so dass die Bauweise beim Grundstücksverkauf privatrechtlich geregelt werden kann. 
 
4.5 Überbaubare Grundstücksfläche  
 
Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen festgesetzt. Die großflächi-
gen überbaubaren Grundflächen ermöglichen einerseits die angestrebte intensive Bebau-
ung und lassen andererseits die Eingrünung entlang den angrenzenden Straßen- und 
Grünflächen zu. 
 
 
5. Umweltbelange 
 
Das Änderungsverfahren wird gemäß § 13a BauGB in der Fassung vom 01.01.2007 
durchgeführt. Daher wird auf eine formale Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB für 
die Belange nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB verzichtet. Kein Umweltbelang ist er-
heblich betroffen. Im Verfahren nach § 13 a BauGB sind Eingriffe in Natur und Landschaft 
nicht ausgleichspflichtig. 
 
5.1 Eingriff in Natur und Landschaft 
 
Durch die Verkleinerung der öffentlichen Grünfläche, die als Stellplatzfläche für die Be-
zirkssportanlage vorgesehen war und die Erhöhung der GRZ von 0,6 auf 0,8 ergibt sich 
eine Erhöhung der überbaubaren Fläche insbesondere für die bereits als GE festgesetzte 
Fläche. 
 
Für die Grünfläche – Bezirkssportanlage – Stellplätze war bei der Eingriffsbilanzierung des 
rechtskräftigen Bebauungsplanes von einer 80%igen Versiegelung ausgegangen worden.  
 
5.2 Artenschutz 
 
Das Gewerbegebiet Butzweilerhof ist bereits weitgehend bebaut. Einzelne Baugrundstü-
cke im westlichen Plangebiet und im Änderungsbereich sind unbebaut und als Wiesen 
ausgeprägt. Die Betroffenheit von Offenlandarten ist als gering anzusehen. Die Nutzung 
hat sich im Laufe der Jahre intensiviert und verdichtet, so dass ein allmählicher Verdrän-
gungsprozess eingesetzt hat. Die Ausgleichsflächen unmittelbar nördlich des Plangebie-
tes, die auch als offene Strukturen vorgesehen sind, und der derzeitige Bestand (eine Mi-
schung von Ackerfläche, Wiesen und Waldbereichen) bieten gute Rückzugsmöglichkeiten, 
so dass die Fauna nicht nachteilig betroffen ist, wenn im Planbereich weitere Grundstücke 
bebaut werden. Die Planänderung (Erhöhung der GRZ, GE statt Parkplatz) hat keine 
Auswirkungen auf den Artenschutz. 
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5.2  Entwässerung 
 
Da es sich um eine Ersterschließung handelt, ist § 51a Landeswassergesetz (LWG) an-
zuwenden. Die Möglichkeit der Versickerung ist zu prüfen und das Dachflächenwasser auf 
dem Grundstück zu versickern.  
 
5.3  Immissionen 
 
Die Immissionen Luft/Lärm werden durch die Änderung nicht maßgeblich verändert. Das 
gilt auch für die übrigen Umweltbelange.  
 
 
6. Planverwirklichung 
 
Durch die Änderung der Planung kann durch den Verkauf zusätzlicher Gewerbefläche ein 
Erlös von ca. 850.000 € erzielt werden. 
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